
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln
Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0720-2946

Bundesrat Drucksache 779/13

27.11.13

R - AS

Verordnung
des Bundesministeriums
der Justiz

Verordnung zur Verwendung von Formularen im Bereich der
Beratungshilfe (Beratungshilfeformularverordnung - BerHFV)

A. Problem und Ziel

Die Verordnung soll die bisher geltende Beratungshilfevordruckverordnung

(BerHVV) vom 17. Dezember 1994, zuletzt geändert am 30. Juli 2004

(BGBl. I S. 2014), ablösen. Die Überarbeitung der Verordnung ist in erster Linie

erforderlich, um die sich durch das Gesetz zur Änderung des Prozesskostenhilfe-

und Beratungshilferechts vom 31. August 2013 (BGBl. I. S. 3533) am 1. Januar

2014 ändernde Rechtslage nachzuvollziehen. Des Weiteren sind einige länger

zurückliegende Gesetzesänderungen, die in der Verordnung bislang nicht

nachvollzogen worden sind, sowie das 2. Kostenrechtsmodernisierungsgesetz

vom 23. Juli 2013 (BGBl. I S. 2585) zu berücksichtigen.

B. Lösung

Im Text der Verordnung sollen in erster Linie sprachliche Anpassungen

vorgenommen werden. So wird der Begriff „Vordruck“ durchgehend durch den

zeitgemäßen und auch in § 11 des Beratungshilfegesetzes (BerHG) nunmehr

verwendeten Begriff „Formular“ ersetzt. Das als Anlage 1 geführte Formular für

den Antrag auf Beratungshilfe nebst allgemeinen Hinweisen und Ausfüllhinweisen

soll ein moderneres Erscheinungsbild erhalten und teilweise neu gefasst werden.

Das als Anlage 2 geführte Formular für den Antrag auf Vergütung soll Änderungen

durch das Kostenrechtsmodernisierungsgesetz vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718)

nachvollziehen. Es berücksichtigt auch Änderungen, die bei der Angabe von

Kontodaten im bargeldlosen Zahlungsverkehr aufgrund der Artikel 5 und Artikel 6

Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 vom 14. März 2012 zur Festlegung

der technischen Vorschriften und der Geschäftsanforderungen für Überweisungen

und Lastschriften in Euro und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 924/2009
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zwingend ab dem 1. Februar 2014 vorgeschrieben sind und auch vorher schon

verwendet werden können.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Für den Bund fallen keine Mehrausgaben an.

Für die Länder fallen möglicherweise einmalig geringfügige Mehrkosten infolge der

Entsorgung bereits gedruckter alter Formulare und des Neudrucks der geänderten

Formulare an.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht durch die geringfügige Erweiterung der

Fragen zu den wirtschaftlichen Verhältnissen ein geringer, nicht bezifferbarer

Mehraufwand beim Ausfüllen des Antragsformulars.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Für die Wirtschaft entsteht ein geringer, nicht bezifferbarer Erfüllungsaufwand

durch die einmalig erforderliche Einarbeitung in die geänderten Formulare sowie

durch die geringfügige Erweiterung der Fragen zu den wirtschaftlichen

Verhältnissen.

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Für die Verwaltung entsteht ein geringer, nicht bezifferbarer Erfüllungsaufwand

durch die einmalig erforderliche Einarbeitung in die geänderten Formulare sowie

durch die geringfügige Erweiterung der Fragen zu den wirtschaftlichen

Verhältnissen.

F. Weitere Kosten

Auswirkungen auf die Wirtschaft, auf Einzelpreise und das Preisniveau,

insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Der Chef des Bundeskanzleramtes Berlin, 27. November 2013

An den
Präsidenten des Bundesrates
Herrn Ministerpräsidenten
Stephan Weil

Sehr geehrter Herr Präsident,

hiermit übersende ich die vom Bundesministerium der Justiz zu erlassende

Verordnung zur Verwendung von Formularen im Bereich der Beratungshilfe

(Beratungshilfeformularverordnung – BerHFV)

mit Begründung und Vorblatt.

Ich bitte, die Zustimmung des Bundesrates aufgrund des Artikels 80 Absatz 2 des

Grundgesetzes herbeizuführen.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1

NKRG ist als Anlage beigefügt.

Mit freundlichen Grüßen

Ronald Pofalla





   

Verordnung zur Verwendung von Formularen im Bereich der Be-
ratungshilfe 

(Beratungshilfeformularverordnung – BerHFV) 

Vom ... 

Auf Grund des § 11 des Beratungshilfegesetzes vom 18. Juni 1980 (BGBl. I S. 689), 
der zuletzt durch Artikel 2 Nummer 9 des Gesetzes vom 31. August 2013 (BGBl. I 
S. 3533) geändert worden ist, verordnet das Bundesministerium der Justiz: 

§ 1 

Formulare 

Im Bereich der Beratungshilfe sind zu verwenden: 

1. vom Rechtsuchenden für den Antrag auf Gewährung von Beratungshilfe das in Anla-
ge 1 bestimmte Formular mit Hinweisblatt, falls der Rechtsuchende eine natürliche 
Person ist und den Antrag nicht mündlich stellt, 

2. von der Beratungsperson für ihren Antrag auf Zahlung einer Vergütung das in Anlage 
2 bestimmte Formular. 

§ 2 

Vereinfachter Antrag 

Ein Rechtsuchender, der nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch Hilfe zum Le-
bensunterhalt bezieht, muss die Abschnitte C bis G des Formulars nach § 1 Satz 1 Num-
mer 1 vorbehaltlich einer anderweitigen Anordnung des Amtsgerichts nicht ausfüllen, 
wenn er der Erklärung den zum Zeitpunkt der Antragstellung gültigen Bewilligungsbe-
scheid des Sozialamts beifügt. 

§ 3 

Zulässige Abweichungen 

(1) In Abweichung von den Formularen nebst Hinweisblatt, die in den Anlagen 1 und 
2 bestimmt sind, sind Ergänzungen oder Änderungen zulässig, die auf einer Änderung 
von Rechtsvorschriften beruhen, insbesondere die Berücksichtigung von Änderungen der 
Beträge für die kleineren Barbeträge (Feld F der Ausfüllhinweise des Hinweisblatts zum in 
Anlage 1 bestimmten Formular). 

(2) Die Länder dürfen Änderungen oder Anpassungen von den in den Anlagen 1 und 
2 bestimmten Formularen zulassen, die es, ohne den Inhalt zu verändern oder dessen 
Verständnis zu erschweren, ermöglichen, das Formular in elektronischer Form auszufül-
len und dem bearbeitenden Gericht als strukturierten Datensatz zu übermitteln. Diese 
Befugnis kann durch Verwaltungsabkommen auf eine zentrale Stelle übertragen werden. 
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§ 4 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Be-
ratungshilfevordruckverordnung vom 17. Dezember 1994 (BGBl. I S. 3839), die zuletzt 
durch Artikel 15 des Gesetzes vom 30. Juli 2004 (BGBl. I S. 2014) geändert worden ist, 
außer Kraft. 

Der Bundesrat hat zugestimmt. 
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Anlage 1 
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Anlage 2 

 

Drucksache 779/13 -10-



   

Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit 

Die Verordnung soll die bisher geltende Beratungshilfevordruckverordnung vom 17. De-
zember 1994, zuletzt geändert am 30. Juli 2004 (BGBl. I S. 2014), ablösen. Die Überar-
beitung der Verordnung ist in erster Linie erforderlich, um die sich durch das Gesetz zur 
Änderung des Prozesskostenhilfe- und Beratungshilferechts vom 31. August 2013 (BGBl. 
I. S. 3533) am 1. Januar 2014 ändernde Rechtslage nachzuvollziehen. Des Weiteren sind 
einige länger zurückliegende Gesetzesänderungen, die in der Verordnung bislang nicht 
nachvollzogen worden sind, sowie das 2. Kostenrechtsmodernisierungsgesetz vom 23. 
Juli 2013 (BGBl. I S. 2585) zu berücksichtigen. Da sich die bisherige Beratungshilfevor-
druckverordnung als Grundlage für die Erklärung über die persönlichen und wirtschaftli-
chen Verhältnisse bei Beratungshilfe bewährt hat, ist vorgesehen, dass die neue Verord-
nung deren Regelungsgerüst aufgreift und dieses punktuell modifiziert. Die in der Anlage 
bestimmten Formulare sollen in der Grundkonzeption beibehalten, jedoch neben inhaltli-
chen Anpassungen verständlicher strukturiert und optisch zeitgemäß sowie übersichtli-
cher gestaltet werden. Wegen der Vielzahl an Einzeländerungen sowohl im Verordnungs-
text als auch in den Anlagen soll die Verordnung insgesamt abgelöst werden. 

II. Wesentlicher Inhalt 

Im Text der Verordnung sollen in erster Linie sprachliche Anpassungen vorgenommen 
werden. So wird zunächst der Begriff „Vordruck“ durchgehend durch den zeitgemäßeren 
und auch in § 11 des Beratungshilfegesetzes (BerHG) nunmehr verwendeten Begriff 
„Formular“ ersetzt, was bereits Auswirkungen auf den Titel der Verordnung hat. § 2 wird 
inhaltlich entsprechend der geltenden Rechtslage richtig gefasst. 

Das als Anlage 1 geführte Formular für den Antrag auf Beratungshilfe nebst allgemeinen 
Hinweisen und Ausfüllhinweisen soll ein moderneres Erscheinungsbild erhalten und teil-
weise neu gefasst werden. Durchgehend ersetzt der neue Begriff der „Beratungsperson“ 
den des bisher verwendeten Begriffs „Rechtsanwalt“. Die allgemeinen Hinweise bedürfen 
zudem infolge der durch das Gesetz zur Änderung des Prozesskostenhilfe- und Bera-
tungshilferechts geänderten Rechtslage partiell inhaltlicher Neukonzeption. Das Antrags-
formular selbst erfährt durch die neue Rechtslage nur wenige Änderungen, wird aber bes-
ser strukturiert und soll in Anlehnung an das wesentlich komplexere Antragsformular zur 
Prozesskostenhilfe einige Ergänzungen erfahren. Dies betrifft insbesondere Angaben zum 
Ehegatten/eingetragenen Lebenspartner bzw. zur Ehegattin/eingetragenen Lebenspartne-
rin beim Vermögen, den Zahlungsverpflichtungen und den sonstigen Belastungen. Die 
Ausfüllhinweise werden entsprechend ergänzt und ebenfalls besser strukturiert. Trotz 
grundsätzlich gleicher Voraussetzungen wie bei der Prozesskostenhilfe soll das Antrags-
formular für die Beratungshilfe insgesamt aber bewusst einfacher gehalten werden, da 
Anträge auf Bewilligung von Beratungshilfe von Rechtssuchenden oft ohne anwaltliche 
Hilfe ausgefüllt werden und in diesem Bereich die Belastung der Staatskasse zudem deut-
lich geringer ist. 

Das als Anlage 2 geführte Formular für den Antrag auf Vergütung soll Änderungen durch 
das Kostenrechtsmodernisierungsgesetz vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718) nachvollzie-
hen. Es berücksichtigt auch Änderungen, die bei der Angabe von Kontodaten im bargeld-
losen Zahlungsverkehr aufgrund der Artikel 5 und Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 260/2012 vom 14. März 2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und der 
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Geschäftsanforderungen für Überweisungen und Lastschriften in Euro und zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 zwingend ab dem 1. Februar 2014 vorgeschrieben 
sind und auch vorher schon verwendet werden können. Im Verhältnis zu den von den 
Ländern derzeit verwendeten Fassungen des Formulars sind keine weiteren inhaltlichen 
Änderungen vorgesehen. Die äußere Erscheinungsform wird jener der Anlage 1 ange-
passt. 

III. Alternativen 

Keine. 

IV. Regelungskompetenz 

Die Regelungskompetenz des Bundesministeriums der Justiz ergibt sich aus Artikel 80 
Absatz 1 und 2 des Grundgesetzes und § 11 BerHG. 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Die Verordnung ist mit dem Recht der Europäischen Union und mit völkerrechtlichen Ver-
trägen, die die Bundesrepublik geschlossen hat, vereinbar. 

VI. Regelungsfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Aufgrund der leichter verständlichen Strukturierung des in Anlage 1 bestimmten Formu-
lars werden gerichtliche Nachfragen und dementsprechend Ergänzungen durch die An-
tragsteller in der Zukunft vielfach vermieden, was zu einer Senkung des Verwaltungsauf-
wands führt. Eine Rechtsvereinfachung erfolgt nicht. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Die Verordnung berührt keine Aspekte einer nachhaltigen Entwicklung im Sinne der Nati-
onalen Nachhaltigkeitsstrategie. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für den Bund fallen keine Mehrausgaben an, da die Beratungshilfe allein von den Gerich-
ten der Länder bewilligt wird.  

Für die Länder fallen möglicherweise einmalig geringfügige Mehrkosten infolge der Ent-
sorgung bereits gedruckter alter Formulare und des Neudrucks der geänderten Formulare 
an. 

4. Erfüllungsaufwand 

Für die Wirtschaft und die Verwaltung entsteht ein geringer, nicht bezifferbarer Erfüllungs-
aufwand durch die einmalig erforderliche Einarbeitung in die geänderten Formulare sowie 
durch die geringfügige Erweiterung der Fragen zu den wirtschaftlichen Verhältnissen. So-
wohl bei den Gerichten als auch bei der Anwaltschaft hält sich dieser Aufwand in engen 
Grenzen, da die Änderungen der Formulare überschaubar sind. 
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Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht durch die geringfügige Erweiterung der Fragen 
zu den wirtschaftlichen Verhältnissen ein geringer, nicht bezifferbarer Mehraufwand beim 
Ausfüllen des Antragsformulars. 

Andererseits werden durch die Änderung der Formulare Nachfragen des Gerichts und 
dementsprechend Ergänzungen durch die Antragsteller vermieden, was wiederum zu ei-
ner Senkung des Aufwands auf beiden Seiten führt. 

5. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf die Wirtschaft, Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

6. Weitere Regelungsfolgen 

Weitere Regelungsfolgen, insbesondere Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Be-
deutung, sind nicht ersichtlich. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 (Formulare) 

Die Vorschrift soll aktualisiert werden, indem der bisher verwendete Begriff „Vordruck“ 
durchweg durch den neueren Begriff „Formular“ und der Begriff „Rechtsanwalt“ durch „Be-
ratungsperson“ ersetzt werden. Zudem wird sie sprachlich überarbeitet und einfacher als 
bisher gefasst. Der Regelungsgehalt des bisherigen Absatzes 2 Satz 3 der Vorschrift wird 
in den neu gefassten § 3 (dort Absatz 2) verschoben. Inhaltlich bleibt die Vorschrift an-
sonsten unverändert. 

Zu § 2 (Vereinfachter Antrag) 

Die Möglichkeit vereinfachter Antragstellung soll wie bisher für Bezieher von Hilfe zum 
Lebensunterhalt nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) bestehen bleiben. 
Denn § 115 Absatz 3 Satz 2 der Zivilprozessordnung (ZPO) verweist für das bei der Pro-
zesskostenhilfe einzusetzende Vermögen auf § 90 SGB XII, so dass sich bei Beziehern 
von Sozialhilfe im Rahmen der Prüfung, ob Prozesskostenhilfe bewilligt werden kann, kein 
einzusetzendes Vermögen ergeben kann. Anderes gilt hingegen für Antragsteller, die 
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts („Arbeitslosengeld II“) beziehen. Das nach § 12 Absatz 2 SGB II absetzba-
re Schonvermögen ist sehr viel großzügiger bemessen, so dass Fallkonstellationen denk-
bar sind, in denen Bezieher von Arbeitslosengeld II Teile ihres – im Rahmen des § 12 
SBG II – geschonten Vermögens nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung für die 
Kosten ihres Prozesses einsetzen müssen. Die insoweit bisher unrichtige Regelung der 
Beratungshilfevordruckverordnung soll daher nunmehr richtig gestellt werden. 

Zu § 3 (Zulässige Abweichungen) 

Die Vorschrift wird neu gefasst. Absatz 1 bezweckt, dass im Fall einer Änderung von 
Rechtsvorschriften, die Auswirkungen auf Angaben in den Anlagen 1 und 2 haben, diese 
Änderungen berücksichtigt werden können. Der Regelungsinhalt des bisherigen § 3, der 
dieses in Bezug auf die Angaben, die aufgrund der nach § 90 Absatz 2 Nummer 9 
SGB XII erlassenen Verordnung (BGBl. 2003 I S. 3022) enthalten sind, konkretisiert, wird 
in der Neufassung in Absatz 1 in redaktioneller Anpassung an den dortigen Sprachduktus 
aufgeführt. Absatz 2 regelt, dass Änderungen oder Ergänzungen der Anlagen, die keinen 
Einfluss auf deren Inhalt haben, mit den fortschreitenden technischen Möglichkeiten der 
maschinellen Bearbeitung flexibel vorgenommen werden können, ohne dass jeweils die 
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Verordnung selbst zu ändern ist. Aufgrund des Sachzusammenhangs wird der bisher in 
§ 1 Absatz 2 Satz 3 geregelte Sachverhalt unter Anpassung an die Erfordernisse der Pra-
xis in den neuen Absatz 2 Satz 1 aufgenommen. Der nunmehr erfolgte Verzicht auf Vor-
gaben bezüglich der Form der Zulassung (beispielsweise durch Einzel-Verwaltungsakt 
oder Allgemeinverfügung) gewährleistet ein höheres Maß an Flexibilität als bisher. 
Gleichzeitig ist sichergestellt, dass beispielsweise private Dienstleistungsunternehmen 
entsprechende Änderungen nicht in Eigenregie vornehmen können, was im Hinblick auf 
das notwendige Maß an Einheitlichkeit und die notwendige Möglichkeit der Gerichte zur 
Weiterbearbeitung der Daten unerlässlich ist. Neu geregelt wird, dass die Länder die Zu-
lassung elektronischer Beratungshilfeformulare gemäß Satz 2 durch Verwaltungsabkom-
men auf eine zentrale Stelle übertragen können. Hierzu könnten etwa die Strukturen einer 
zentralen Online-Formularpflegestelle genutzt werden. 

Zu § 4 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt, dass die Verordnung am Tag nach der Verkündung in Kraft tritt. Zu-
gleich soll die bisher geltende Beratungshilfevordruckverordnung durch diese Verordnung 
insgesamt abgelöst werden. 

Zu Anlage 1 

Zu den Allgemeinen Hinweisen 

Die allgemeinen Hinweise sollen vor allem an die durch das Gesetz zur Änderung des 
Prozesskostenhilfe- und Beratungshilferechts vom 31. August 2013 (BGBl. I S. 3353) ge-
änderte Rechtslage angepasst werden, wobei auf eine verständliche Darstellung Wert 
gelegt wurde. So wird zum einen im Abschnitt „Wozu Beratungshilfe?“ durch eine ent-
sprechende Änderung des Hinweistextes der Erweiterung der Beratungshilfe auf alle 
rechtlichen Angelegenheiten in § 2 Absatz 2 Satz 1 BerHG Rechnung getragen. Im fol-
genden Abschnitt „Wer erhält Beratungshilfe, was sind die Voraussetzungen dafür?“ wird 
u. a. umgesetzt, dass nach der Änderung von § 1 Absatz 1 Nummer 3 BerHG bei dem 
Kriterium der Mutwilligkeit nicht mehr auf die Wahrnehmung des Rechts, sondern auf die 
Inanspruchnahme der Beratungshilfe abzustellen ist, zudem wird dieses Kriterium nun-
mehr kurz erläutert. Auch soll künftig auf die in § 6 Absatz 2 BerHG neu geregelte Frist 
von vier Wochen bei nachträglicher Antragstellung hingewiesen werden sowie ein Hinweis 
auf die Möglichkeit der Einlegung eines Rechtsmittels gegen eine ablehnende Entschei-
dung erfolgen. Die geänderte Erläuterung zur anschließenden Frage „Wer gewährt Bera-
tungshilfe?“ ist Folge der Erweiterung des die Beratungshilfe erteilenden Personenkreises 
auf insbesondere Steuerberater, Wirtschaftsprüfer und Rentenberater in § 3 Absatz 1 
BerHG. Sodann soll in einem neu eingefügten Abschnitt „Was kostet mich die Beratungs-
hilfe?“ die bisher weiter oben schon enthaltene Information zur Beratungshilfegebühr neu 
gefasst und die Erhöhung der Beratungshilfegebühr nach Nummer 2500 des Vergütungs-
verzeichnisses zum Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG) durch das 2. Kostenrechts-
modernisierungsgesetz vom 23. Juli 2013 (BGBl. I. S. 2586) auf 15 Euro berücksichtigt 
werden. Außerdem soll in diesem Abschnitt das durch das Gesetz zur Änderung des Pro-
zesskostenhilfe- und Beratungshilferechts geänderte Vergütungs- und Rückabwicklungs-
system der §§ 6a, 8 und 8a BerHG, § 4a Absatz 1 RVG in der gebotenen Vereinfachung 
beschrieben werden. 

Im letzten Abschnitt „Was ist bei der Antragstellung zu beachten?“ werden schließlich die 
Ausführungen zu den bewussten Falschangaben ergänzt um einen Hinweis zur neu ge-
schaffenen Möglichkeit, die Beratungshilfebewilligung aufzuheben und den Rechtsuchen-
den in Regress zu nehmen (§ 6a Absatz 1, § 8a Absatz 3). 
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Zu dem Formular für den Antrag auf Beratungshilfe und den Ausfüllhinweisen 

Im Feld A wird klarstellend präzisiert, das im Rahmen der Antragstellung kurze erläutern-
de Angaben zum Sachverhalt, aufgrund dessen Beratungshilfe beantragt wird, erforder-
lich sind. Im Feld B werden die zu einzelnen Bewilligungsvoraussetzungen vorformuliert 
abgefragten Angaben des Antragstellers zusammengefasst und die Ausfüllhinweise hier-
zu entsprechend angepasst. 

Der Hinweis zur Möglichkeit, bei Bezug von Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB 
XII, die Felder C bis G frei zu lassen, wird zur besseren Verständlichkeit um den Klam-
merzusatz „Sozialhilfe“ ergänzt. Zudem wird verdeutlicht, dass diese Möglichkeit beim 
Bezug von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II („Arbeitslo-
sengeld II“) nicht gilt. 

Zu Feld C werden die Ausfüllhinweise in Anlehnung an die entsprechenden Ausführungen 
bei der Prozesskostenhilfe übersichtlicher gefasst. 

Zu Feld D werden die Ausfüllhinweise auf Eigentümer eines Wohnraums erstreckt. 

Zu Feld E werden die Ausfüllhinweise zur besseren Verständlichkeit ergänzt um eine Er-
läuterung zur Frage nach den Unterhaltsleistungen (vorletzte Spalte der Tabelle), wenn 
der Unterhalt nicht ausschließlich durch Zahlung erbracht wird. 

In Feld F werden die abgefragten Angaben zum vorhandenen Vermögen an das Formular 
zur Prozesskostenhilfe angepasst. Zum einen wird hierzu die Frage nach vorhandenen 
Kraftfahrzeugen eingefügt. Zum anderen wird dem Antragsteller in der neu eingefügten 
zweiten Spalte die Angabe dazu abverlangt, in wessen Eigentum – des Antragstellers, 
des Ehegatten/eingetragenen Lebenspartners oder im gemeinsamen Eigentum – die 
Vermögenswerte stehen. Es besteht insoweit kein Anlass, weniger Angaben als bei der 
Prozesskostenhilfe zu verlangen. Die Hinweise zu nicht angabepflichtigen „sonstigen 
Vermögenswerten“ werden vom Formular in die Ausfüllhinweise verschoben. 

Feld G soll künftig zusammengefasst die Angaben über Zahlungsverbindlichkeiten (bisher 
in Feld F) und sonstige besondere Belastungen erfassen. Dies entspricht den gesetzli-
chen Vorgaben von § 115 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 ZPO. Denn dieser erfasst unter 
dem Begriff „besondere Belastungen“ all das, was über die Kosten für Ernährung, Unter-
kunft, Kleidung, Körperpflege, Hausrat, Heizung und persönliche Bedürfnisse des tägli-
chen Lebens hinausgeht (§ 27 Absatz 1, § 28 SGB XII; vgl. Zöller, Zivilprozessordnung, 
29. Auflage, § 115 Rn. 36). Entsprechend Feld F (zum Vermögen) soll auch hier bei den 
Belastungen die mögliche Beteiligung eines Ehegatten/eingetragenen Lebenspartners 
berücksichtigungsfähig sein. In den Ausfüllhinweisen zu Feld G erfolgt aufgrund des neu-
en § 115 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 ZPO die Nennung der Mehrbedarfe gemäß § 21 
SGB II oder § 30 SGB XII in ausführlicher Form. 

Nach Feld G wird für den Fall nachträglicher Antragstellung im Hinblick auf die neu einge-
führte Antragsfrist von vier Wochen (§ 6 Absatz 2 BerHG) der Zeitpunkt abgefragt, in dem 
die Beratungshilfe erstmals gewährt wurde.  

Schließlich sieht das Formular auf Seite 2 am Ende nun nicht mehr die Unterschrift des 
Rechtsanwalts beziehungsweise der Beratungsperson vor. Nach bisheriger Rechtslage 
konnte der Rechtsanwalt damit im Formular versichern, dass ihm bestimmte Unterlagen 
des Antragstellers vorgelegen hätten. Dies konnte dem Gericht zur Glaubhaftmachung 
nach § 4 Absatz 2 Satz 3 BerHG a. F. genügen. Die Gerichte bestehen mittlerweile aber 
in der Regel zur Glaubhaftmachung auf der direkten Vorlage der erforderlichen Unterla-
gen, was in der Vergangenheit nicht selten zu zeitraubenden Auseinandersetzungen zwi-
schen Gericht und Anwaltschaft geführt hat. Auch geht der neue Gesetzestext des § 4 
BerHG in den Absätzen 3 bis 6 im Regelfall von der Vorlage von Belegen durch den 
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Rechtsuchenden aus. Auch künftig soll es dem Antragsteller dennoch unbenommen sein, 
seine Angaben durch die anwaltliche Versicherung, es hätten bestimmte Unterlagen vor-
gelegen, glaubhaft zu machen. Eine solche Versicherung kann aber gesondert erfolgen 
und muss nicht im Formular vorgesehen werden. 

Zu Anlage 2 

Das Formular für den Vergütungsantrag des Rechtsanwalts und der sonstigen Bera-
tungsperson, das die Länder in jeweils ähnlicher Fassung bereits verwenden, vollzieht die 
Artikel 3 und 5 des Kostenrechtsmodernisierungsgesetzes nach, durch die das RVG in 
Kraft getreten beziehungsweise geändert worden ist. Es berücksichtigt auch Änderungen, 
die bei der Angabe von Kontodaten im bargeldlosen Zahlungsverkehr aufgrund der Arti-
kel 5 und 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 vom 14. März 2012 zur Festle-
gung der technischen Vorschriften und der Geschäftsanforderungen für Überweisungen 
und Lastschriften in Euro und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 zwingend 
ab dem 1. Februar 2014 vorgeschrieben sind und auch vorher schon verwendet werden 
können. In der Kostenberechnung wird die Dokumentenpauschale nach RVG Vergü-
tungsverzeichnis Nr. 7000 mit aufgeführt. Die äußere Erscheinungsform wird der Anlage 1 
angepasst.
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Anlage

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKR-Gesetz:

NKR-Nr. 2722 Verordnung zur Verwendung von Formularen im Bereich der
Beratungshilfe (Beratungshilfeformularverordnung-BerHFV)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den oben genannten Entwurf geprüft.

1. Zusammenfassung
Bürgerinnen und Bürger Marginaler Erfüllungsaufwand

Wirtschaft Marginaler Erfüllungsaufwand

Verwaltung Marginaler Erfüllungsaufwand der Länder

Das Ressort hatte die Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand bereits im Rahmen der
Begründung des der Verordnung zugrunde liegenden Gesetzes ausführlich dargestellt.
Der Nationale Normenkontrollrat hat vor diesem Hintergrund keine Bedenken gegen das
Regelungsvorhaben.

2. Im Einzelnen

2.1 Regelungsinhalt

Mit dem Regelungsvorhaben werden Änderungen des Gesetzes zur Änderung des

Prozesskostenhilfe und Beratungshilferechts vom 31. August 2013 (BGBl. I S. 3533)

nachvollzogen. Dazu sollen die bisher geltenden Beratungs- und

Prozesskostenhilfevordruckverordnungen neu gefasst werden und insbesondere ein

modernes Erscheinungsbild erhalten.

2.2 Erfüllungsaufwand

Die Umstellung der Beratungshilfeformulare führt zu einem marginalen

Umstellungsaufwand sowie einem marginalen dauerhaften Erfüllungsaufwand bei allen

Betroffenen (Länder, Wirtschaft sowie Bürgerinnen und Bürger). Das Ressort hatte hierauf
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bereits in der Begründung des der Verordnung zugrundeliegenden Gesetzentwurfs

hingewiesen, zu dem der NKR am 3. August 2013 Stellung genommen hatte1.

3. Bewertung durch den NKR

Vor diesem Hintergrund hat der NKR keine Bedenken gegen das Regelungsvorhaben.

Dr. Ludewig Hahlen

Vorsitzender Berichterstatter

1 Vgl. NKR-Stellungnahme Nr. 2105 zum „Gesetz zur Änderung des Prozesskostenhilfe- und

Beratungshilferechts“ vom 3. August 2013
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